
9. Okt. (954Für das Nachschlagewerk! Ja 
Für die Sammlung! Ja 
Für die Fachpresse! Ja

Gesetz: § 72 Abs. 1 Satz 3 ArbGG; § 242 BGB; § 826 BGB. 
Leitsätze:

Zu der Frage, ob bei Anwendung einer sogenannten Generalklausel 
durch verschiedene Gerichte eine Divergenz vorliegt, ist zu prü­
fen, ob jeweils dem Gericht nur eine Verallgemeinerung vorschwebt, 
d.hc ob es eine Richtlinie oder Wertung geben will, an die man 
sich "im allgemeinen" wird halten können, oder ob es glaubt, einen 
Rechtssatz gefunden zu haben, d.h. einen abstrakten Normengehalt, 
der Anwendung auf alle, bestimmte Merkmale erfüllende konkreten- 
Tatbestände schlechthin finden soll und muß. Nur im letzten Falle 
kann von einer echten Divergenz, d.h. davon gesprochen werden, 
daß die Entscheidung eines Landesarbeitsgerichts von der Entschei­
dung eines anderen Landesarbeitsgerichts abweicht und auf dieser 
Abweichung beruht. ~ .....
Do.bei ist nicht nur von dem äußeren ‘»ortlaut der Entscheidungs­
gründe auszugehen, sondern auch der Sinn und Zusammenhang der je­
weiligen Urteilsgründe in Betracht zu ziehen.
Aktenzeichen: 2 AZR 313/54
Beschluß des BAG vom 9»Oktober 1954 LAG Hamburg
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2 AZR 313/54 49
B e s c h . I u ß 

In Sachen

hat der Zweite Jenat des Bundesarbeitsgerichts in der 
Sitzung vom 9. Oktober 1954 beschlossen:

Die Revision des Klägers gegen das am 
26„Mai 1954 verkündete Urteil der 3.
Kammer des Landesarbeitsgerichts Ham­
burg - 3 Sa 51/1954 - wird auf seine 
Kosten als unzulässig verworfen«

G r ü n d e :

Der Kläger, der eine Reihe von Jahren für die Beklagte 
tätig gewesen war, wurde am 28. Juni zum 31. Dezember 
1945 schriftlich wegen GeschäftsVeränderungen gekündigt, 
welche durch die Kapitulation eingetreten waren. Er hält 
diese Kündigung neuerdings für rechtsunwirksam, weil sie 
ohne Zustimmung des Arbeitsamtes ausgesprochen sei und ver­
langt eine Pension, welche die Beklagte nach 15jähriger

2

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-  3 -
49

Was die Frage der Pensionsanwartschaft angeht, so muß für 
die Begründung der Zulässigkeit der Revision auch der Hin­
weis auf die Entscheidung des Landesarbeitsgerichts Hamm 
ausscheiden; denn dieses bestätigt im Grunde nur die Auf­
fassung der angefochtenen Entscheidung, wonach im allge­
meinen eine Pensionsanwartschaft mit der Auflösung des Ver­
tragsverhältnisses erlischt» Nur bei einer Kündigung in Ver­
eitlungsabsicht könne das anders sein» Solche Vereitlungs­
absicht hat die angefochtene Entscheidung aus tatsächlichen 
Gründen abgelehnt, welche einer Prüfung durch das Revisions­
gericht entzogen sind»

Aber auch die Hinweise des Klägers auf die Urteile des 
Landesarbeitsgerichts Hannover hinsichtlich eines Verstoßes 
gegen Treu und Glauben und des Landesarbeitsgerichts Mün­
chen in Bezug auf eine Pensionsanwartschaft sind nicht ge­
eignet, die Zulässigkeit der Revision zu begründen, denn 
für die Frage, ob bei Anwendung einer sogenannten General­
klausel durch verschiedene Gerichte eine Divergenz vorliegt, 
ist zu prüfen, ob jeweils dem Gericht nur eine Verallge­
meinerung vorschwebt, d«h» ob es eine Richtlinie oder Wer­
tung geben will, an die man sich "im allgemeinen" wird hal­
ten können, oder ob es glaubt, einen Rechtssatz gefunden zu 
haben, d»h» einen abstrakten Normengehalt, der Anwendung 
auf alle, konkreten Tatbestände schlechthin finden soll und 
muß, die bestimmte Merkmale erfüllen» Nur im letzten Falle 
kann von einer echten Divergenz, d.h» davon gesprochen wer­
den, daß die Entscheidung eines landesarheitsgerichts von 
der Entscheidung eines anderen Landesarbeitsgerichts ab­
weicht und auf dieser Abweichung beruht» Dabei ist nicht 
nur von dem äußeren Wortlaut der Entscheidungsgründe auszu­
gehen, sondern auch der Sinn und Zusammenhang der jeweiligen 
Urteilsgründe in Betracht zu ziehen»

Die Entscheidung des Landesarbeitsgerichts Hannover stimmt
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